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wie S 328 Abs. 2 BGB voraussetzt - an einer besonderen Be-

stimmung mangelt, der sich der Rechtserwerb des Dritten
entnehmen lässt.

[19] e) Der Empfänger läuft bei dieser Lösung auch nicht

Gefahr, den Aniprüchen auf Zahl:ng der Fracht ($ 421

Abs. 2 HGB) und sonstige Vergütung (S 421 Abs. 3 HGB)
mehrfach - nämlich sowohl gegenüber dem Haupt- als auch

gegenüber dem Unterfrachtftihrer - ausgesetzt zu sein (so

äb t Hrrbrr, TianspR 2008,239,240)' S 421 Abs' 2 und 3

HGB knüpft nicht an die Empfingerstellung, sondern an

das Ablieferungsverlangen an, das der EmpPinger rypischer-
weise nur an einen der beiden Frachtführer richcen wird (vgl'

Ramming, HbSchRZ 2009, 351, 355).Im Zweifel ist nach

den allgäeinen Regeln zur Auslegung von \(/illenserklärun-

gen (SS ß3, 157 BGB) zu ermitteln, von wem der Emp-

änger die Ablieferung verlangt (vgl. Koller, Tiansportrecht

".".b. S 421 HGB Rn.25; MünchKomm.HGBlTltume
a.a.O. S 421Rn.48).

[20] IiI. Danach ist die Revision der Beklagten zurückzu-

weisen. Der Senat kann in der Sache selbst entscheiden, weil

sie zur Endentscheidung reif ist ($ 563 Abs' 3 zPo)' Die

Kostenentscheidung beruht auf s 97 Abs' I ZPo'

Nebenintervenientin zu 3) ist die A GmbH ör Co' KG Spe-

dition, die dem Rechtsstreit allerdings erst nach Schluss der

mündlichen Verhandlung (aber vor Rechtskraft einer Ent-

scheidung, S 66 Abs' 2 ZPO) beigetreten ist.

Die O GmbH & Co. KG in 91773 \fleißenburg (die nach

dem Vortrag der Klägerin Versicherungsnehmerin einer bei

der Kägerin abgeschlossenen tansporwersicherung ist) ver-

kaufte eine tVasserkraftanlage an ihre Kundin, die F S'A' in

1948 Fionnay/Schweiz zum Gesamtpreis von 29'000'00 €'

Mit der Belorderung der Anlage, die mit einem Bruttoge-

wicht von 165 kgauFeiner Paiette gepackt war, von Weißen-

burg (Deutschland) nach Fionnay (Schweiz) beauftragte- die

O ömbH & Co. KG die Beklagte. Auf den Versandauftrag

(Anlage K 3) wird Bezug genommen.

Die Bekiagte beauftragte wiederum die Nebenintervenientin

zu 1). Beiäer Nebenintervenientin handelt es sich um einen

Verbund, zu dem auch die Beklagte und die Nebeninterve-

nientinnen zu2) :und 3) gehören.

Die \üasserkraftanlage wurde am 01.06.2022 übernommen'

Sie wurde im Depot der Nebenintervenientin zu 3) als ein-

gehend g.r."rr.tt. Sie sollte von da aus in das Depot der

ilJ.be.rinier,r.nigntin .z.t2) gebracht werden. Ob das gesche-

hen ist, ist unklar. Jedenfalls wurde die \üasserkraftanlage im

Depot der Nebenintervenientin zu 3) nicht als ausgehend

g..."r,n,. Sie wurde auch im Depot der Nebenintervenientin

zu 2) nicht als eingehend Sescannt.

Die \flasserkraftanlage kam nie bei der EmpPingerin an'

Durchgeführte Nachfo rs chungen blieb en erfol glos' D er Ver-

lust wurde am 27 .07.2022 reklamiert.

Die Kägerin hat über den Versicherungsmakler der Beklag-

ten einen Betrag von l'731,10 € (gewichtsbezogene Höchst-

haftung) erhalten.

Die Differenz zu den 29.000 € macht die Klägerin im vor-

liegenden Rechtsstreit geitend.

Die Klägerin hat in 1. Instanz behauptet, sie sei tansporwer-
sicherer?er O GmbH & Co. KG in91773 \Weißenburg' Auf
die Versicherungspolice Anlage K 7 wird Bezug genommen'

Die Klägerin hat behauptet, sie habe ihre Versicherungs-

nehmerin für den Tiansporwerlust in Höhe des vereinbarten

Kaufpreises entschädigt. Sie habe nach eigener Prüfung des

Schaäens die Auszahlung freigegeben. Der Versicherungs-

makler der O GmbH & Co. KG habe an diese gezahit und

die Klägerin habe gegenüber dem Versicherungsmakler eine

Erstattung vorgenommen.

Die Klägerin hat behauptet, es seien zwischen ihrer Versi-

cherungsnehmerin und der Beklagten feste Tiansportkosten

vereinbart worden.

Die Klägerin hat vorgetragen, dass die Ursache des Verlustes

u,rkl"r ,.i und auch durch die Erkiärungen der Beklagten in

den Anlagen K 5 und K 6 nicht aufgeklärt sei. Die Beklagte

sei ihrer Aufldärungsobliegenheit nicht nachgekommen'

Die Klägerin ist der Ansicht, dass der Beklagten aufgrund

der fehlenden bzw. fehlerhaft durchgeführten Schnittstel-

lenkontrollen qualifiziertes Verschulden i.S'v. Art' 29 CMR
vorzuwerfen sei. Die \Tasserkaftanlage sei verladen worden,

obwohl sie nicht ordnungsgemäß gescannt worden sei oder

Rechnungsstellung des Spediteurs als
lndiz für Fixkostenabrede

5 459 HGB; ArI.29 CMR; 55 249 ff .,254 BGB

1. Bei Rechnungstellung durch einen Spediteur zeitnah

nach Auftragserteilung, besteht die Vermutung, dass die

Abrechnung fixer Kosten auf den zuvor zwischen den

Parteien getroffenen Abreden basiert.

2. Unterlassene/unzureichende Schnittstellenkontrollen
begründen ein qualifiziertes Verschulden des Spediteurs/

Frachtführers.

3. Der Vorwurf eines Mitverschuldens wegen unterlas-

sener Wertdeklaration ist ausgeschlossen, wenn der Ab-

sender dem Spediteu( a rar nicht bei Auftragserteilung'
aber noch so rechtzeitig vor Ausführung des Auftrages'
dass der Spediteur für sich entscheiden kann, ob er den

Auftrag ausführt, den Wert der Sendung mitteilt'

[Leitsätze des Einsenders]

Hans. OLG Hamburg, Urt. v. 03.04.2025 - 6 U 52/24

(vorgehend: LG Hamburg, Urt. v. 28.03.2024 - 402

HKO 31123)

I.

Der Senat weist vorab darauf hin, dass er - was sich bereits

aus dem Protokoll vom 23.07.2025 ergibt- die S GmbH
als Nebenintervenientin zu 1) bezeichnet und die B GmbH
ais Nebenintervenientin zu2)' Das entspricht der überwie-

genden Bezeichnung durch die Parteien in den gewechselten

Schriftsätzen. Da diese Bezeichnung aber nicht ganz einheit-

lich durchgehalten worden ist, ist diese Klarstellung geboten'
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obwohl ggf. der Barcode abgefallen sei. Im Übrigen sei die Be-

klagte ihrer Aufldärungsobliegenheit nicht nachgekommen.

Die Klägerin hat behauptet, dass die Sendung vollständig

und in ordnungsgemäßen Zustand an die Beklagte überge-

ben worden sei. Dies folge bereits daraus, dass diese die tü/are

ausweislich des Lieferscheines verpackt habe.

Die Klägerin behauptet, ihrer Versicherungsnehmerin sei ein

Schaden i.H.v. 29.000 € entstanden, weil diese an ihre Kun-
din eine Ersatzlieferung vorgenommen habe.

Die Klägerin hat vorgetragen, dass der Beklagten der \(/ert

der Sendung bekannt gewesen sei. Die Beklagte habe für ihre

Versicherungsnehmerin die Verzollung durchgeführt und

daher Invoice, Delivery Note und die Auslieferungsdoku-

mente erhalten. Aus diesen gehe der tatsächliche \7ert der

streitgegenständlichen Sendung hervor. Die entsprechenden

Papiere seien mit E-Mail vom 01.06.2022 (08:47 Uhr) (An-

hg" f 14) an die Beklagte übersandt worden. Im Übrigen
wäre die Behandlung der Sendung unabhängig vom \7ert
nicht anders erfolgt.

1...1

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen zu 1) und

2) haben in 1. Instanz bestritten, dass die Klägerin aktivlegi-

timiert sei. Sie haben bestritten, dass die Klägerin Tiansport-
versicherer der O GmbH & Co. KG gewesen sei. Sie haben

auch die von der Klägerin behauptete Regulierung bestritten.

Die Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) haben sich dar-

auf berufen, dass eine etwaige Zahlung eines Versicherungs-

maklers verboten sei und nicht zu einem Anspruchsüber-

gang führe.

Die Beklagte hat in erster Instanz bestritten, das.s z-wischen

ihr und der O GmbH & Co. KG feste Kosten vereinbart

worden sei. Die nachträgliche Rechnung (Anlage K 12) sei

insoweit irrelevant, weil es auf den Zeitpunkt der Auftragser-

teilung ankomme.

Die Beklagte hat vorgetragen, dass sie ihrer Aufldärungs-

pflicht nachgekommen sei und sich insoweit auf die Anlagen

5:":"0 
K 6 berufen. Auf diese Anlagen wird Bezug genom-

Die Beklagte hat vorgetragen, die Sendung sei beim nach-

folgenden Systempartner, der Nebenintervenientin zu 3),

eingegangen und auch wieder verladen worden. Die Sen-

dnng reiäann auch noch beim nächsten Systempartner, der

Nebenintervenientin nt 2), eingegangen.

Die Nebeninterveniendn zu 2) hatte vorprozessual vor-

getragen, dass bei ihr weder die Sendung noch die Papiere

.i.rg.g".rg.t seien (vgl. Anlage NIV I zum Schriftsatz vom

17.-11.2023). Im Schriftsatz vom 29.08.2023 haben die

Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) zunächst vorgetragen'

dass die Sendung in dem Depot 47 (der Nebenintervenientin

zu 3) eingegangen sei. Sie sei dort a:n01.06.2022, 18:46Uhr,

mit G 0000 eingehend gescannt worden. Aufgrund eines Ver-

sehens sei die Sendung ausgehend noch am 0l'06.2022 nicht
(mehr) von der Nebenintervenientin zu 3) gescannt worden.

Die Nebenintervenientin zu 3) habe aber auf entsprechende

Nachfrage ein Bild übersandt, welches zeige, wie der Lager-

meister mit dem Stapler die streitgegenständliche Sendung

auf den Lkw für die nächste Station, die Nebenintervenientin

zu 2), verladen habe. Offensichtlich sei der Barcode abgefal-

len und daher habe die Sendung nicht mehr gescannt werden

können. Dies habe auch dazu geführt, dass die Sendung bei

der Nebeninte rvenientin at 2) nicht eingehend gescannt wor-

den sei bzw. nicht habe gescannt werden können. Daher sei

die Sendung in der Statuslis te am 02.0 6.2022, 1 0 : | 6 Uhr, mit
ie .OOO fehlend markiert worden. Die Nebenintet'venientin

ru 2) habe mehrfach, insbesondere zweimal das komplette

Lager durchforstet und die Sendung gesucht. Die Sendung

sei dort nicht gefunden worden, obwohl die Sendung als mar-

kant beschrieben worden sei.

Im Schriftsatz vom 17.11 .2023 haben die Nebeninterve-

nientinnen zu 1) und 2) demgegenüber vorgetragen, dass

weder die Sendung noch die Papiere bei der Nebeninterve-

nientin zu 2) angekommen seien.

Die Beklagte hat bestritten, dass das Gut vollständig und un-

versehrt in ihre Obhut gekommen sei' Die Beklagte und die

Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) haben bestritten, dass

die Beklagte die Verpackung vorgenommen habe. Die Be-

klagte har zunächst vorgetragen' dass das Packstück oblick-

dichtu zur Beförderung gekommen sei.

Die Beklagte hat unter Berufung auf Anlage K 1 die Höhe

des Schadens bestritten, weil der Kunde der O GmbH &
Co. KG an diese 19.334€ gezahlt habe. Die Beklagte hat

bestritten, dass die O GmbH 8c Co. KG eine Ersatzlieferung

vorgenommen habe.

Die Beklagte und die Nebenintervenientinnen zu 1) und

2) haben sich auf ein Miwerschulden der O GmbH & Co'

KG wegen unterlassener \Tertdeklaration bzw. wegen feh-

Ienden Hinweises auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen

Schadens berufen. Die Beklagte hat vorgetragen, dass sie bei

Kenntnis des Sendungswertes die Belorderung abgelehnt,

jedenfalls aber - gegen zusätzliches Entgelt - nur unter er-

höhten Sicherheitsvorkehrungen übernommen hätte.

Die Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) haben vorgetra-

gen, dass die Sendung bei Kenntnis ihres \Tertes als Secu-

iity-S.ndu.tg eingespeist worden wäre' Bei Sendungen mit
einem \Tarenwert über 100,00 € pro kg sei die Buchung des

Produktes Securiry verpflichtend. Für eine Securiry-Sendung

gälten besondere Überwachungspflichten. Zunächst erhalte

äie Securiry-Sendung einen farblich auffälligen, anders als

die übrigen Sendungen markierten Aufldeber' Das Label

sei rot (Signalfarbe). Jedes Depot verfüge über einen \7ert-

verschlag, in dem die Securiry-sendungen lagerten, sobald

sie in das Depot gekommen seien. Eine Security-Sendung

erhalte pro Tiansportabschnitt einen gesonderten Laufzet-

tel. Auf diesem Laufzettel müsse das übernehmende Depot

den Erhalt der jeweiligen Securiry-sendung mit Unterschrift

quittieren. Für den sich anschließenden Tlansportabschnitt

geb. es einen neuen Laufzettel, mit welchem entsprechend

verfahren werde. Es sei also sichergestelit, dass die Sendun-

gen nicht lediglich gescannt, sondern auch tatsächlich ohän-

äischn nachgezählt würden. Hinzu käme die Videoüber-

wachung der Depots. Sämtliche Depots des Systems seien

videoüberwacht. Jede Verladung und Entiadung werde per

Video aufgezeichnet.

Die Beklagte hat den Zinsanspruch bestritten.
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Die Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) haben sich auf

Verjährung berufen'

HinsichtlichdesSachvortragsallerParteieneinschließlich
der Nebenintervenientinnen wird im Übrigen auf die in 1'

Instanz gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen und ferner

auf die ätsächlichen Feststellungen im angefochtenen Urteil

vo m 28.03.2024 B ezug genommen'

Das Landgericht Hamburg hat die Klage durch Urteil vom

ia.ol.zoi+ abgewiesen. Dt Landgericht hat zwar eine Ak-

,iut.gi,i-",ionie, Klägerin bejahi, qualifiziertes Verschul-

d..r f.S.,r. Arr.29 CMÄ aber verneint' Die Beklagte habe

ihrer sekundären Darlegungslast genügt und Nachforschun-

sen in einem Umfang ang.itellt, dass die K-lägerin ihrerseits

fr".hfr"g.r, habe stelien blzw. Nachforschungen habe anstel-

len können.

Gesen dieses ihren Prozessbevollmächtigt en am 03'04'2024

,trn".st.llte Urteil richtet sich die am 02'05'2024 eingeleg'

t."r'rnd (nach Friswerlängerung bis zum 24'06'2024) am

20.06.2024 begründete Berufung der Klägerin'

Die Klägerin ist nach wie vor der Ansicht' dass die Beklagte

ihre, s.üu.rdären Darlegungslast nicht ausreichend nachge-

kommen sei. Sie tragt vi.it.r vor, dass sie sich nicht nur auf

unzureichende NachTorschungen gestützt habe, sondern dass

si. .in q,r"lifiziertes Versch,rlden-"uch darin gesehen habe'

d"r, di.'Vz"r. trotz Abfallens des Barcodes nicht gesondert

behandelt worden sei. Die Beklagte hätte nach den Regeln

ihr., .ig.n.., Verbundes bei Kenntnis des \Tertes (die auf-

gru.,d d".r Zollunterlagen bestanden habe) besondere Sicher-

Keitsvorkehrungen ergreifen müssen, was aber unterblie-

ben sei.

Die Beklagte behauptet, dass die O GmbH 8c- Co' KG die

i..,drrng 
"lrrr.i.h.rrä 

gekennzeichnet habe' Auf Aniage K 16

wird Bezug genommen.

Im Übrigen ergänzt und vertieft die Klägerin ihren erstins-

tanzlichen Vortrag.

t. .l
Die Beklagte stellt in 2.Instanzunstreitig, dass die als Anlage

K 14 eing"ereichte E-Mail mit den Zollpapieren bei ihr ein-

g.g"rrg.rir.i. Sie behauptet, sie habe sie an die Nebeninter-

venientinnen weitergeleitet.

Die Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) sind der Auffas-

*ng, d"r. eine lJnterrichtung über den -Wert.der S.endung

a,rrli, ai.r. E-Mail nicht rechizeitig gewesen sei' Im Übrigen

hätt.n ,i. selbst (die NebenintervÄientinnen zu 1) und 2))

die Zollpapiere nie erhalten.

Die Bekiagte trägt in 2' Instanz vor, dass sie eine \Vare im

\7ert von ZS.OO0 C überhaupt nicht befördert hätte'

Die Beklagte bestreitet in 2. Instanz den Vortrag der Neben-

intervenientinnen zu 1) und 2) zur Securiry-Sendung' Für

d", V.rh:ilt.rls der Klägerin (bzw. der O GmbH & Co' KG)

zur Beklagten hätten 
-erwaige 

incerne Vereinbarungen zwi-

schen der 
"Beklagten 

und den Nebenintervenientinnen ohne-

hin keine Bedeutung.

Die Beklagte behauptet in 2. Instanz, die O GmbH & Co'

KG habe di. S.ttdr.tttg nicht gekennzeichnet'

Im Übrigen vertiefen die Beklagte und .die 
Nebeninterve-

nientinnän zu 1) und 2) ihren erstinstanzlichen Vortrag'

Die Nebenintervenientin zu 3) schließt sich (allerdings erst

.r".t S.t l,rr. der mündlichen Verhandlung) dem Vortrag der

Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) an'

Hinsichtlich der Einzelheiten des Vortrags aller Parteien ein-

schließlich der Nebenintervenientinnen wird auf die in 2'

Instanz gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen Beatg ge'

nommen.

II.

Die zulässige Berufung der Klägerin ist begründet'

Der Senat weist zunächst vorab darauf hin, dass er den Vor-

*"g d., Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) (im Rahmen

J.r1 eZ ZPO) berücksichtigt. Dabei kommt es nicht darauf

"r-,, 
ob hi.rri.htlich des Prozessbevollmächtigten der Neben-

intervenientinnen eine Interessenkoliision i'S'v' S 43a Abs' 4

gRAO vorliegt. Der Senat hat dies nicht geprüft' weil selbst

bei Unterstelärng einer ewvaigen Interessenkollision die Pro-

,.rrtr".rdlrrng.n i"*',,o rli.g.nJen Rechtsstreit davon nicht be-

einträchtigtirerden würden (vgl' BGH, Urt' v' 14'05'2009'

IX ZR 60i08, NJ\7-RR 2010, 67, ziaett nach juris' Tz' 9

und 12).

Der Anspruch der Klägerin beruht auf Art' 29 CMR i'V'm'

SS 249 ff BGB i.Vm. S 459 HGB'

Der Senat geht (insoweit wie das Landgericht) von einer Ak-

t'ul.niti-"äon der Klägerin aus, wobei der Senat als Grund-

I"g.?ü, den Anspruchsübergang v9n d-e1 O.GmbH & Co'

Kä ""f 
di. Klagärin die Regelung des 5 86 Abs' 1 WG für

maßgebend hält.

Die Tatsache, dass die Klägerin Versicherer der O GmbH &
Co. KG ist, ergibt sich aus der als Anlage K 7 eingereichten

Versicherungsiolic.. Soweit zunächst bestritten worden ist'

dass die fla"g.ri" Versicherer der O GmbH 8c Co' KG ge-

wesen sei, tittd di. Beklagte und die Nebenintervenientin-

^.., 
,,-, 1) und 2) auf diesÄ Bestreiten nach Einreichung d"r

ati"g. f Z ,ti.h. mehr zurückgekommen' Der Senat geht

d"hei d",ron aus, dass das Bestriiten nicht aufrechterhalten

wird. Jedenfalls wäre es angesichts der Anlage K 7 unsubs-

tantiiert.

Die Klägerin hat den Transporwerlust au-ch r.eguliert' Die

R.g,rli.r",r.tg ergibt sich aus der Anlage K. 8 (Freigabe der

Klfg.rin g.'g..täb.t dem Versicherungsmakler mit Ankün-

dieine, "itia"t 
Agenturkonto zu zahlen), der Anlage K 9

1t5b.ä.irrrttg drrt.h den Versicherungsmakler an die Versi-

.h.rtrrrgrn.häerin) und der Anlage K 10 (Gutschrift durch

die Klä"gerin für den Versicherungsmakler)' Soweit das ur-

sprringliche Bestreiten überhaupt noch aufrecht erhalten

bj.ibÄ sollte, wäre es angesichts der eingereichten Unterla-

gen nicht substantiiert.

Soweit die Nebenintervenientinnen sich darauf berufen' dass

dem Versicherungsmakler eine Schadenregulierung verbo-

ten sei, ist dies irielevant. Die Nebenintervenientinnen be-

rufen sich auf die Entscheidung des BGH v' 14'01'2016

(l ZR lO7l14' NJ\7-RR 2016, 1056)' In dieser Entschei-

ätr.rg g.ht es um einen \flettbewerbsverstoß' Es g-eht dabei

u- äiä Frage, ob ein Versicherungsmakler im Auftrag eines
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Versicherers eine Schadensregulierung vornehmen darf oder

ob das gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz verstößt. Der
BGH hat betont, dass der Versicherungsmakler Sachwalter

des Versicherungsnehmers sei und im Lager des Kunden ste-

he (a.a.O., juris-Tz. 19). In dem vom BGH entschiedenen

Rechtsstreit hatte der Versicherungsmakler in einem Fall,

in dem ein Kunde gegen den Versicherungsnehmer eines

Haftpflichwersicherers Ansprüche erhob, sich an den Kun-
den gewandt und im Auftrag des Haftpflichwersicherers die

Schadensbearbeitung (gemeint ist der Schaden des Kunden

des Versicherungsnehmers) übernommen. Der BGH hat da-

rin einen Verstoß gegen das RDG gesehen. Der vom BGH
entschiedene Sachverhalt ist mit dem hier zu entscheidenden

Fall nicht vergleichbar. Hier geht es gerade um eine Leistung

des Versicherers (der Klägerin als Tlansporwersicherer) an

ihre Versicherungsnehmerin. \7enn der Versicherungsmakler

ftir die Versicherungsnehmerin (in deren ,Lagern er nach der

BGH-Rechtsprechung steht) eine Zahlung entgegennimmt

ttzw. an die Versicherungsnehmerin weiterleitet, ist dies nur
eine Abwicklung im Rahmen des bestehenden Versiche-

rungsvertrages (und letztlich auch zugunsten der Versiche-

rungrneh*.rin). Die Klägerin trägt (unbestritten) vor, dass

sie die Sache selbst geprüft und die Zahlung dann freigege-

ben habe. Für einen Verstoß des Versicherungsmaklers (der

dte Zahlung letztlich nur weitergeleitet hat) gegen das RDG

sieht der Senat keinen Anhaltspunkt.

Selbst wenn man dies anders sehen würde, würde die Aktiv-
legitimation der Klägerin deshalb zu bejahen sein, weil in

der Übersendung der Schadensunterlagen eine konkludente

Abtretung des Anspruchs der Versicherungsnehmerin an die

Klägerin liegen würde (vgl. BGH, Urt. v. 21.1 1.1996' I ZR
139194 [= TianspR 1997 , t64], NJ\7 1997, 729, zitiert nach

juris,Tz.23).

Die Voraussetzungen für eine Haftung gem. Art. 29 CMR
i.V.m. SS 249 tr. BGB i.Vm. S 459 HGB liegen vor. Die

CMR sind hier gem. Art. I Abs. 1 CMR anwendbar, weil

es um einen llansport mit dem LIav von Deutschland in
die Schweiz geht. Deutschland und die Schweiz sind beide

CMR-Vertragsstaaten.

Im Falle des Art.29 CMR richtet sich der Umfang des zu

ersetzenden Schadens nach dem anwendbaren nationalen

Recht. Nach Art. 5 Abs. I Satz 1 Rom I-VO ist deutsches

Recht anwendbar, weil die Beklagte ihren Sitz in Deutsch-

land (Nürnberg) hat und sich auch der Übernahmeort in
Deutschland befindet (\fleissenburg). Bei Anwendung deut-

schen Rechts ist an sich die frachtrechtliche Regelung in

S 429 Abs. 2 und3 HGB maßgebend. \üenn diese aber gem.

S 435 HGB nicht anwendbar ist, beurteilt sich die Haftung
nach den allgemeinen schuldrechtlichen Bestimmungen der

SS 249 ff. BGB (vgl. BGH, Urt. v.03.03.2005,I2F.134102

[= TianspR 2005, 253], juris-Tz. i 0).

Die Beklagte trägt auf S. 5 der Klagerwiderung vom

29.08.2023 vot dass die Klägerin von ihrem \Tahlrecht da-

hin gehend Gebrauch gemacht habe, nur Ansprüche nach

Arr. 29 CMR geltend zu machen. Die Vorschrift des Art. 29

CMR begründe aber keine weitergehenden Ansprüche als

Art.23 CMR, so dass die Ansprüche nach Art. 23 Abs.3
CMR der Höhe nach begrenzt seien. Die Beklagte beruft
sich dabei auf ein Urt. des BGH v. 30.09.2010 -12R.39109
(TranspR 2010, S. 437 tr.).

Diese A.r'gumentation steht der Haftung der Beklagten auf

vollen Schadensersatz aber nicht entgegen' Richtig ist, dass

der BGH in der zitierten Entscheidung dem Anspruchstel-

ler ein \Tahlrecht einräumt. Er kann bei qualifiziertem Ver-

schulden nach Art. 29 CMR ohne Beschränkungen Scha-

densersatz nach den anwendbaren nationalen Bestimmun-

gen verlangen. Er kann aber auch seinen Schaden auf der

Grirndlage der Art. 17 bis 28 CMR berechnen. Im zweiten

Fall bleibt es bei der Haftungsbeschränkung nach Art.23
Abs.3 CMR (a.a.O., Leitsatz, juris-Tz. 39 ff.). Diese Haf-

tungsbeschränkung findet aber nur dann statt, wenn der An-

spruchsteller seinen Schaden auf der Grundlage der Art. 17

bis 28 CMR berechnet. Das ist hier aber gerade nicht der

Fall. Die Beklagte hebt seibst hervor, dass die Klägerin An-

sprüche nach Art. 29 CMR geltend mache. Dann gilt die

Aaftungsbeschränkung des Art. 23 At:,s.3 CMR nach der zi-

ti.rten EGH-Rechtsprechung gerade nicht, was im Übrigen

auch unmittelbar aus dem \Tortlaut des Art. 29 CMR folgt.

Die Beklagte haftet gem. S 459 HGB wie ein Frachtführer

und damit nicht nur für ein Auswahlverschulden. Für das

Vorliegen eines Speditionsauftrags spricht die Bezeichnung

,Versandauftragu in Anlage f A ("g1. die Formulierung oVer-

sendungn in S 454 HGB), wobei dies nicht zwingend ist,

weil sich die Vertragsparteien bei der Bezeichnung uVersand-

auftragn nicht unbedingt vertiefte Gedanken gemacht haben

müssen. Dies kann aber dahinstehen, weil jedenfalls vom

Vorliegen einer Fixkostenspedition auszugehen ist. Im Ver-

s".rd"r;ftt"g steht allerdings zu den Kosten gar nichts. Es wird
weder ein Pauschalpreis genannt noch enva eine Provision

vereinbart.

Die Klägerin hat sich aber von Anfang darauf berufen, dass

Fixkosten vereinbart worden seien. Es heißt auf S. 4 der

Klagschrift ausdrücklich: ,Zwischen der Firma O und der

Beklagten waren feste Tiansportkosten vereinbartn. Soweit

die Beklagte der Auffassung ist, es fehle schon an einem ent-

sprechenden Vortrag der Klägerin (vgl. S. 4 des Schriftsatzes

vom 14.11.2023 undS. 5 desSchriflsatzesvom 27.05.2025),

ist dies daher nicht zutreffend.

Der Vortrag der Klägerin ist zwar von der Beklagten bestrit-

ten worden. Die Klägerin beruft sich aber zu Recht auf die

als Anlage K 12 eingereichte Rechnung. Diese ist zwar erst 7

Täge nach dem Versand erstellt worden, ist aber trotzdem ein

Indiz für eine Fixkostenvereinbarung.

Die Beklagte weist zwar im Grundsatz zu Recht darauf hin,

dass eine Einigung über fixe Kosten bei Auftragserteilung

erfolgen muss. Die (nachträgliche) Rechnung allein kann

insoweit nicht konstitutiv eine nicht bestehende Fixkosten-

vereinbarung ersetzen. Soweit sich die Beklagte insoweit auf

die Kommentierung von Bydlinski/Valder im Münchener

Kommentar zum HGB (5. Aufl', S 459 HGB' Rn. 26) be-

ruft, heißt es dort: ,Ahnliches gilt für die (nachträgliche) In-

rechnungstellung eines Fixpreises: Ein solches Vorgehen ftihrt
schon deshalb nicht zum Eingreifen der Rechtsfolgen des

S 459, weil es sich dabei um einen bloß einseitigen Akt han-

delt, die Norm aber ohne jeden Zweifel eine entsprechende

Einigung Overeinbart,) voraussetzt(. Die Beklagte übersieht

aber, dass die Kommentierung weiter geht' Es heißt nämlich

außerdem: ,Eine solche unwidersprochene Rechnung kann

jedoch zumindest Beweiswirkung entfaltenu. Das ist hier der

Fall. \flenn eine Rechnung erstellt wird (hier zeitnah etwa eine
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\Woche nach Auftragserteilung), ist davon auszugehen, dass die

Rechnung auf der iwischen äen Parteien getrofFenen Abrede

basiert. D"er Senat hat in einem Urt' v' 1 l'01'2007, 6 U 661 06

(TianspR 200 7, 253) entschieden:'Eine Rechnung über einen

P"trr.hb.,r"g und das Fehlen einer Provision ist nämiich ein

starkes, in dä Regel beweiskräftiges Indiz für eine von Anfang

an getroflene Fixfostenvereinbarungn (vgl' juris-T2' 24)' Der

S.nät halt daran fest. Dies entspricht auch der (auch höchst-

richterlichen) Rechtsprechung (vgl. BGH, Urt' v' l0'03'1994'

I ZR 7 5 I g2,TianspR 199 4, 21 9, zitiert nach j uris, Tz' 17 ; vC!'

auch OLG H"m-, L1tt.v.25.05.1992,18 U 165/91'TianspR

1992,4l0,zitiert nach ju ris,Tz.4) und Stimmen in der Litera-

tirr (vgl. Koller,Transportrecht, 11. Aufl., S 459 HGB' Rn' 22;

Bahnän,in: Ebenrotb/Boujong,HGB,5' Aufl', S 459' Rn' 23;

Spiehn/Schanfle*c/, in: BeckOK HGB, 45' Ed" S 459' Rn' 5)'

E, ko--, hie, noch hinzu, dass es in der von der Beklagten

ersteliten RechnungAnlage K 12 ausdrücklich heißt: 'Abrech-
nung Frachtkosten(.

Soweit die Beklagte im Schriftsatz vom 27 '02'2025 (dort

S. 5 f.) eine Fixkästenabrede bestreitet, ist dies nicht aus-

reichend substantiiert, weil nicht vorgetragen ist' welche

Abrede (die ggf. von der Rechnung Anlage K 12 abweicht)

stattdessen f.ltoff." worden sein soll' Die Vernehmung

de, b.rrannän Gegenzeugen wäre daher ein unzulässiger

Ausforschungrbe*Ä. Im 
-Übrigen 

ist die Benennung der

G.n.nr.tee; im Schriftsatz vom 27.02'2025 atch nicht zu

beriickri.litigen, weil die Voraussetzungen des S 531 Abs' 2

ZPO nicht iorli.g.t-,. Die Gegenzeugen sind erstmais in 2'

Instanz benannt Ätd..t. In 1. Instanz sind zwar auch bereits

dieZeugens und H benannt worden (S' 3 des Schriftsatzes

vom29".08.2023 und S. 3 des Schriftsatzes vom 14' i 1'2023'

in 2. Instanz auch S. 3 des Schriftsatzes vom 14'01'2025)'

aber nur zu dem Thema, dass lediglich ein Versandauftrag

erteilt worden ist und kein Transportauftrag' Das kann aber

zusunsten der Beklagten unterstellt werden, ändert aber an

d.i Hrfru.,g g.-. S 459 HGB bei Vorliegen einer Fixkos-

tenspeditiori äichts. D"ra,tf bezieht sich der ursprüngliche

Beweisantritt der Beklagten aber nicht'

Anders als das Landgericht ist der Senat der Auffassung' dass

hier ein VerschuldeÄ vorliegt, das nach dem Recht des an-

gerufenen Gerichtes dem Vorsatz gleichsteht (Art' 29 CMR)'
"Art.29 CMR verweist auf das Recht des angerufenen Ge-

richts, hier daher auf S 435 HGB' Maßgebend ist daher' ob

die Beklagte bzw die in 5 428 HGB genannten Personen

leichtfertii in dem Bewusstsein, dass ein Schaden mit \7ahr-

scheinlichkeit eintreten werde, gehandelt haben'

Das Tatbestandsmerkmal der Leichtfertigkeit erfordert

einen besonders schweren Pflichtenverstoß, bei dem sich der

Frachtführer oder seine Leute in krasser \7eise über die Si-

cherheitsinteressen des Vertragspartners hinwegsetzen' Das

subjektive Erfordernis des Bewusstseins von der \flahrschein-

lic(kelt des Schadenseintritts ist eine sich dem Handelnden

aus seinem leichtfertigen Verhalten aufdrängende Erkennt-

nis, es werde wahrscheinlich ein Schaden entstehen (BCH'

Urt. v. 1 2.0 1 . 20 12, I ZR 21 4 I 10, TianspR 2O 12, 107' zitiett

nach juris, T2.27; BGH, Urt. v.22'05'2014,I2F.109113'
Tr"nrpR 2015,33, zitiert nach juris, Tz' 35)' \Telche Sicher-

heitsärkehrungen der Frachtführer ergreifen muss' hängt

von den Umständen des Einzelfalles ab'

Die Darlegungs- und Beweislast für Leichtfertigkeit im o'g'

S"". .Ufi?g. irundsätzlich der Klägerin' Die Beklagte trifft

aber eine ,JkÄdat. Darlegungslast, wenn der Klagevortrag

.,".h d..r Umständen des Filles ein grob fahrlässiges Verschul-

J.., -i, gewisser \Tahrscheinlichkeit nahelegt und allein der

Fixkosteispediteur zur Aufldärung des in seinem Bereich ent-

standenen Schadens zumutbarerweise beitragen kann' Glei-

ches gilt, wenn sich aus dem unsueitigen Sachverhait Anhalts-

frr.rt",. iri, d", Verschulden ergeben' In diesem Fall darf sich

ä.r Anrprrr.hsgegner zur Vermeidung prozessualer Nachteile

nicht darauf bäÄrank .t, den Sachvortrag des Anspruchstel-

lers schlicht zu bestreiten. Er ist vielmehr gehalten' dessen In-

for*atio.trd.fizit durch detaillierten Sachvortrag zum Ablauf

seines Betriebs und zu den von ihm ergriffenen Sicherungs-

maßnahmen auszugleichen (vgl' BGH, Urt' v' 09'10'2003'

IZR275l00,Ti"t-tspR 2004' 175, zitiert nach juris' Tz' 19)'

Die Beklagte ist ihrer sekundären Darlegungslast nicht hin-

reichend ä.hgekom-en. Dabei kann man die beiden Vor-

würfe, die die"Klägerin erhebt (zum einen keine hinreichen-

de Aufl<lärung dei Vorgänge, die zr-rm Verlust der \Tasser-

kr"ft"r,l"g. g."friht, habätt, lum anderen kein au'sreichender

Vortrag är"",tsr.i.henden Vorkehrung in Fdllen' in denen

.r*" d"., Barcode abf:illt), nicht ganz voneinander trennen'

Es ist unklar, wo genau der Verlust des Tiansportguts ein-

g.rr.,..t ist. Diese"Unklarheit hängt damit zusammen' dass

f,ein ausreichender Vortrag gehalten worden ist' wie hier die

Schnittstellenkontrolle organisiert ist und welche Vorkeh-

,.rng.t getroffen worden !ind, "* Fehler bei der Ein- und

Ausgangskontrolle zu vermeiden'

Nach der Rechtsprechung des BGH ergibt sich aus der Mög-

lichkeit von Fehlverlad,rnge" nicht nur eine Verzögerung der

Auslieferung, sondern es folgt daraus auch ein erhöhtes Ver-

lustrisiko. B"ei einer Fehlverladung kann es zu einer Ausliefe-

rung an einen falschen Empfänger komme.n', Ein E'mpPinger'

derä.h, bekommt, als er nach dem Frachtbrief zu erhalten

hat, muss dies nicht immer reklamieren' Die Ausgangskont-

rolie im Empfangsdepot kann die Ausgangskontrolle im Ab-

gangsdepot ,.ho.-t-t doh"lb nicht ersetzen, weil die Beklagrc

t.i äi.r.i solchen Kontrolle des \flarenumschlags den Bereich

des Schadenseintritts in zeitlicher, räumlicher und personel-

ler Hinsicht nicht hinreichend eingrenzen und nach einer

verlorengegangenen Sendung daher nicht gez'ielt suchen

k",',.' (Böft, Ürt. v- 25.03.2004,I2F.205101 [= TranspR

2004, 3091, BGHZ 158,322, juris-Tz' 35)' Die Möglich-

k.it .in.r systematischen Suche in sämtlichen Depots und

Umschlagzentren ersetzt eine solche Kontrolle nicht (a'a'O''

juris-Tz. 36).

Beim Umschiag von Tiansportgütern handelt es sich um

einen besonderi schadensanFälligen Bereich, der deshalb so

organisiert werden muss, dass in der Regel E'in- und Ausgang

d.i Güt., kontrolliert werden, damit Fehlbestände Frühzeitig

f.rtg.h"lt.., werden können' Ohne ausreichende Ein- und

Arrri"ngskontrollen, die im Regelfall einen kö-rperlichen Ab-

gl.iäh d".t papier- bzw. FDV-mäßig erfasste n tVare erfordern'

f,"r,.r .i.r ,r.riärrli.h.t Überblick über Lauf und Verbleib der

in den einzelnen Umschlagstationen ein- und abgehenden

Güter nicht gewonnen werden mit der Folge, dass der Ein-

tritt eines SÄadens und der Schadensbereich in zeitlicher'

räumlicher und personeller Hinsicht nicht eingegrenzt wer-
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den können. Das Erfordernis von Schnittstellenkontrollen

wird noch verstärkt, wenn rechtlich selbständige Drittunter-
nehmen in die Erbringung der Tiansportleistung eingebun-

den sind. Die in S 435 IHGB geforderte Leichtfertigkeit des

Frachtführers oder seinenleuteu kann sich aus einer man-

gelhaften Organisation des Betriebsablaufs ergeben. Bei einer

Betriebsorganisation, die Ein- und Ausgangskontrollen beim

Umschlag von Transportgütern nicht durchgängig vorsieht,

ist im Regelfall der Vorwurf eines leichtfertigen Verhaltens ge-

rechtfertigt, weil es sich bei diesen Maßnahmen um elemen-

tare Vorkehrungen gegen Verlust von \Vare handelt (BGH'

IJrt. v. 25.03.2004,I ZR 205101 [= TianspR 2004, 3091,

BGHZ 155, 322, zitiert nach juris, Tz. 32; BGH, Urt' v'

22.05.2014,1 ZR 109113, TianspR 2015, 33, zitiert nach

juris,Tz.36).

Aus den eingereichten Unteriagen (vgl. u.a. Anlage B 3) er-

gibt sich, dass der streitgegenständliche Tiansport die Sen-

äungs-Nr. 806106011969100022 hatte, wobei zumTeil auch

noch eine weitere Referenz 22053890 angegeben wurde. Aus

den Anlagen K 6, B 1 und B 6 ergibt sich, da.ss die Col-

li-Nr.340008060000442803 wal Aus der E-Mail vom

05.09.2022 (Anlage B 5) ergibt sich, dass die planmäßige

Route u806-0 47-015-969* war. Die Ziffer 806 steht dabei

für das Depot der Beklagten (vgl. Anlage B 5: ,suchenden

Depot 806 S GmbHn). Die Ziffer 047 steht offenbar ftir das

Depot der Nebenintervenientin t" 3) (A GmbH & Co.KG

Spedition; vgl. Anlage B 5, wo es u.a. heißt: ,,TSP 47 A Spe-

dition Nürnbergn). Die Ziffer 015 steht offenbar für das

Depot der Nebenintervenientin ru 2) (B GmbH, vgl. die E-

Mail-Anschrift in Anlage B 4 ,tsp|5@b....de.). \7ofür die

Ziffer 969 steht, ist unklar, spielt aber auch keine Rolle.

Der Senat geht angesichts des Vortrags der Nebeninter-

venientinnen zu 1) und 2) im Schriftsatz vom 29.08.2023
(dort S.2) davon aus, dass die Sendung im Depot der

Nebenintervenientin zu 3) (A Spedition) als Eingang ge-

scannt worden ist, und zwar am 0l '06.2022 um 18.46 Uhr
mit G 0000. Eine entsprechende Eintragung findet sich in
Anlage K 6 bzw. in Anlage B 1, allerdings unter dem Kür-

zel EbooO. Es findet sich in der Anlage K 6 bzw. in Anla-

ge B 1 eine weitere Eintragung mit dem Kürzel G6000 (am

OZ.O1.ZOZZ um 10:16:32 Uhr). Das soll nach dem Vortrag

der Nebenintervenientinnen zu l) und 2) (a.a.O.) bedeuten,

dass die Sendung als ofehlendu markiert wurde (wobei in der

Anlage K 6 bzw-Anlage B 1 die Eintragung mit dem Kürzel

G60Ö0 das Depot 969 und nicht das Depot der Nebeninter-

venientin zu 2) 015 angibt). Jedenfalls ist das Tiansportgut

weder beim Depot 047 der Nebenintervenientin zu 3) als

ausgehend noch beim Depot 015 der Nebenintervenientin
,ui) 

^k 
eingehend gescannt worden. \7o es in Verlust gera-

ten ist (bei der Nebenintervenientin zu 3), auf dem Tiansport

von der Nebenintervenientin zrs 3) nsr Nebenintervenientin
zu2) oder bei der Nebenintervenientin zu 2)), lässt sich den

Scan'Unterlagen nicht entnehmen.

Es gibt allerdings weiteren Vortrag der Nebenintervenientin-
r.r r,, 1) und 2), dass die \(/asserkraftanlage im Depot der

Nebenintervenientin zu 3) auf einen Lhv verladen worden

sei, der für das Depot der Nebenintervenientin ru 2) be'
stimmt gewesen sei, der dort auch angekommen sein soll

(was sich aus dem Schicksal andererTiansportgüter aufdem
Llor ergeben soll), wobei es auf dem tansporrweg keine Be-

sonderheiten gegeben haben soli (vgl. S.3 des Schriftsatzes

vom 29.08.2023).Im Schriftsatz vom 17.1 1.2023 haben die

Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) allerdings vorgetragen,

dass weder die Sendung noch die Papiere bei der Nebenin-

tervenientin zu 2) angekommen seien, was im Ubrigen auch

der vorprozessualen Erklärung der Nebenintervenientin zu

2) entspricht (vgi. E-Mail vom 15'12.2022 = Anlage NIV I
zuin Schriftsatz vom 17.11.2023). Die Beklagte geht davon

aus, dass die Sendung bei der Nebenintervenientin zu2) an-

gekommen ist (S. 8 des Schriftsatzes vom 29.08.2023), aller-

äings nicht aufgrund eigener Erkenntnis, sondern aufgrund

von Nachfragen (rkonnte insoweit in Erfahrung bringenu)'

Da die Beklagte auf S. 2 ihres Schriftsatzes vom 27.02.2025

auf die tWidersprüchlichkeit des Vortrags der Nebeninterve-

nientihnen hinrveist, ist unklar, was sich die Beklagte ggf. zu

eigen macht.

Der Senat geht davon aus, dass der Verlust der tüTasserkaft-

,r,l"ge 
'.rng.klärt 

ist. Die Beklagte bzw. ihre Leute hätten da-

für sorgermüssen, dass der Ausgang einer \(are aus dem De-

po, .*" durch Scannen dokumentiert wird. Das ist - sollte

äi. W"t. das Depot der Nebenintervenientin zu 3) verlassen

haben - nicht geschehen, wobei dahinstehen kann, ob das

Scannen einfach vergessen worden ist oder ob es nicht mög-

lich war, weil der Barcode abgefallen ist (wie die Nebeninter-

venientinnen zu 1) und 2) zwar v€rmuten, was aber nicht

feststeht). Ohne Ausgangskontrolle hätte die \(/are nicht ver-

laden werden dürfen. Das gilt auch und gerade dann, wenn

der Barcode abgefallen sein sollte. Da ein Scannen ohne Bar-

code nicht möglich ist, hätte das Abfallen des Barcodes auf-

fallen müssen. Die tWare hätte dann nicht verladen werden

dürfen, schon weil die Gefahr besteht, dass die \Vare beim

nächsten Depot nicht richtig zugeordnet (und dann viel-

Ieicht noch einmal falsch verladen) werden kann. Der Senat

folgt der Argumentation der Klägerin, dass man in einem

.ollhen Fa[ äie \fare zunächst absondern muss und irgend-

wie (durch einen neuen Barcode oder durch andere eindeu-

tige Kennzeichnung) identifizierbar machen muss. Es stellt

einen Fehler der Betriebsorganisation dar, wenn nicht dafür

Sorge getragen wird, dass ein Verladen auf einen Lkw ohne

,rorh..ig. S-annung nicht passieren kann. In einem solchen

Fall ist auch die Annahme von ,Leichtfertigkeit< gerecht-

fertigt (BGH, lJrt. v. 25.03.2004,I ZR 205101 [= TlanspR

2004, 3091, BGHZ 158, 322, juris-Tz. 33; BGH, Urt. v'

22.05.2014, I ZR 109113, TianspR 2015, 33, zitiert nach

juris,Tz.36).

Das gilt für die Eingangskontrolle bei der Nebeninterve-

nientin zu 2) entsprechend. \7enn dort \Vare ankommt,

muss sie gescannt werden. Das ist hier nicht geschehen' Falls

sie nicht gescannt werden kann (erwa weil der Barcode ab-

gefallen ist), muss diese \Vare separiert und gesondert behan-

äelt werden, um sie ggf. richtig zuordnen zu können.

Dann hätte die Beklagte aber im Rahmen ihrer sekundären

Darlegungspflicht gerade zu der Frage vortragen müssen, wie

im Rahmen der Betriebsorganisation Ein- und Ausgangskon-

trollen gewährleistet sind und wie Problemen (wie etwa feh-

lender Scan-Möglichkeit) entgegengewirkt wird (wenn man

etwa feststellt, dass der Barcode abgefallen ist). Die Neben-

intervenientinnen zu 1) und 2) haben im nachgelassenen

Schriftsatz vom 26.02.2025 zwar unter Bezugnahme auf das

als Anlage NI B-1 eingereichte Organisationshandbuch (dort
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Zitrer. 3.6.21) vorgetragen, wie nach den internen Betriebs-

abläufen mit,überzfiligen Sendungen ohne Labeln umzuge-

hen ist. Das betrifft aber nicht die (logisch vorrangige) Frage,

wie dafür gesorgt wird, dass Sendungen ohne Label gar nicht

erst verlad'en w!.de., (so dass sie auch nicht als oüberzählige

Sendungu bei der Nebenintervenientin zu 2) hätten eingehen

können).

Es kommen folgende Überlegungen hinzu: Die Beklagte hat

offenbar bereits-2 Tage nach der Versendung gemerkt, dass es

Ungereimtheiten mil dem Tiansport der \7are gab' Sie hat

jedJnfalls bereits am 03.06.2022 per E-Mail entsprechende

Arlfr"g.., bei der Nebenintervenientin zu 3) gehalten (vgl' E-

Mail im 09:38 Uhr )warum wird diese Sendung seit 01'06

nicht weiter verladenu und um 14:39 IJht 'Die \Vare MUSS

heute zu TSP 15 veriaden werde n! Bitte entsprechen weiter ge-

benu, beide E-Mails sind Teil der Anlage B 4)' Es hätte daher

ausreichend Anlass gegeben, bereits am 03'06'2022 Nach-

forschungen "nr,rr,.ll.t. 
Dies gilt erst recht nach der E-Mail

vom 07.ö6.2022 >Wo ist die 'ü7are? Bitte dringend prüfenn'

\flarum dann erst am05.09.2022 eine E-Mail mit einer Such-

anfrage an die SystemPartner verschickt worden ist (vgl An-

t"g. d 5), also knapp 3 Monate später, erschließt sich dem Se-

,r"'t ni.ht. I.t d.r E-M"il vom 30.08.2022 (Anlage B 8) heißt

es: >Die Fa. B [die Nebenintervenientin zu 2)] filmt angeblich

die Endadung auch, das Videomaterial wird aber leider nicht

oder nur ,.hi krrrr. Zeit archiviert und ist angeblich nicht

mehr vorhandenu. \7arum man nicht bei erstmaliger Kennt-

nis der Probleme am 03.06.2022 die Videoaufnahmen gesi-

chert hat, erschließt sich dem Senat ebenfalls nicht'

Der Versicherungsnehmerin der Klägerin ist auch ein Scha-

den i.H.v. 29.000 € entstanden (von denen l'731,10€
erstattet worden und daher nicht Gegenstand des Rechts-

streits sind).

Soweit die Beklagte rügt, dass der Schaden der Versicherungs-

nehmerin der Klägerin gar nicht so hoch sei wie geltend ge-

macht, weil die Kundireine Anzahlung (19'334 €) geleistet

habe, ist dieser Einwand nicht berechtigt' Die Klägerin hat

vorgetragen, dass die Kundin eine Ersatzlieferung erhalten

h"b"e. Oi. Anzahlung sei auf diese neue Ersatzlieferung an-

gerechnet worden. Das wird durch die Anlagen K 1l (neue

fr.chnutg) und K 13 (Außtellung der Verrechnung der ein-

zelnenZahlt:ngen) bestätigt. Der Vortrag der Klägerin ist in-

soweit plausibe]l r.rnd ."chuollziehbar belegt' Es gibt keinerlei

Anhaltipunkte, dass diese Unterlagen nicht stimmen würden'

Das Bestreiten der Beklagten ist insoweit nicht ausreichend'

weil nicht deutlich wird, was konkret bestritten werden soll'

Letztlich kommt es nicht darauf an, weil die Versicherungs-

nehmerin im Rahmen der Drittschadensliquidadon auch

den Schaden des Empfiingers geltend machen kann (vgl'

BGH, Urt. v. ot.o6.jo0e, I Zx 200103' TranspR 2006,

308, zitiert nach juris, Tz. 18). Hier hätte der EmpPänger

den Schaden erlitten, wenn er (was der Fall wäre, wenn man

vom Bestreiten der Beklagten ausginge) die Anzahlung ohne

Anrechnung auf die neue Lieferung geleistet hätte' Die Be-

kl"gt. "rgÄentiert 
zwar, dass die Klägerin gar nicht den

S.li*d.n 
.-der 

Empfängerin, sondern nur den Schaden der

Versicherungsnehmerin geltend machen will' Damit miss-

versteht die 
"Beklagte 

derVortrag der Klägerin aber' Auf S' 2

der Klagschrift heißt es nund macht den auf sie übergegange-

.re., S.lird.ns ersavansptuc h ihrer Versicherungsnehmerin im

Regress gegen die Beklagte. geltendn, (Hervorhebung durch

a.fr S.r,",)l o.., AnrprrrJh kann die Versicherungsnehmerin

"b., 
*.g.t der Drittschadensliquidation 

. 
auch. h insichtlich

erwaigeiSchäden der Empfängerin geltend machen (Anmer-

kurrgil.r erster Linie gehi der Senat aber - wie oben gesagt

- d#on aus, dass es siJh ohnehin um einen Schaden der Ver-

sicherungsnehmerin handelt).

Soweit die Bekiagte bestreitet, dass das Gut vollständig und

unversehrt in diJObhut der Beklagten gekommen sei' greift

dies nicht durch. Grundsäelich muss zwar die Klägerin be-

weisen, dass die rVare bei Übernahme durch die Beklagte

(bzw. ihre Leute) unbeschädigt war (vgl' Urt' des Senats v'

öS.oq.zoß, 6 U 225116, TlanspR 2018,303, zitiert nach

juris, Tz. 41 f.). Das pauschale Bestreiten der Beklagten ist
'hi., 

"b.. 
unsubstantiiert und 'ins Blaue hineintt' Dabei ist

zu bedenken, dass es sich um fabrikneue \Vare gehandelt hat'

die direkt bei der Herstellerin (der Versicherungsnehmerin)

von der Beklagten übernommen worden ist' Es spricht nichts

dafür, dass diJVersicherungsnehmerin ihrer Kundin eine be-

schädigte Maschine zukommen lassen wollte' Dass hier ein

Verlusieintreten würde' konnte die Versicherungsnehmerin

vorher nicht wissen. Die Bekiagte hat bei Übernahme des

Tlansportguts .auch keinerlei Beschädigungen- gerügt' ob-

-ohl si. d"azu in der Lage gewesen wäre (jedenfall's hinsicht-

lich äußerlich sichtbarei Schäden). Entgegen der Auffassung

der Klägerin ist der Senat ailerdings nicht der Auffassung'

dass die"Bekl^gte zul Verpackung verpflichtet war' Aus An-

lagen K 1 undk 2 geht das nicht eindeutig hervor' Das \flort
,,r".rp".k,n ist in Kommata eingeschlossen'.Es steht insbeson-

dere ein Komma vor den \Torten odurch die Speditionn' Die

Aussage kann auch lauten: o\(/ir sandten Ihnen "' durch die

Spediäon" bzw. nsie erhalten ... durch die Speditionu' Die

Aurr"g. overpacktu bedeutet nur, was versandt worden ist'

aber nicht, durch wen die Verpackung erfolgt ist'

Tatsächlich geht der Senat davon aus, dass die tWare gar

nicht verpaclt worden ist. Das folgt im -\Tesentlichen 
aus

dem VerändauftragAnlage K 3, wo es heißt 'unverpackt
auf Paletten. Die Beklagte hat zwar zunächst in 1' Instanz

vorgetragen, das Packstück sei 'blickdichtu 
zur Beförderung

g.[o-Ä.t. In 2. Instanz trägt die Beklagte hingegen voq

äi. \f"r. sei offen/unverpackt gewesen. Das ergibt sich letzt-

lich auch aus dem als Anlage B 7 eingereichten Foto' das als

Farbfoto im Termin vom 21.01.2025 ailseits in Augenschein

genommen worden ist. Dabei wurde festgestellt, dass es sich

6ei d.r \Tasserlcaftanlage um das Objekt handelt, das sich

bereits auf der Gabel des Gabelstaplers befindet' Auch aus

dem Foto geht hervor, dass die tüTasserkraftanlage unverpackt

war. Die d.kl"g.. hätte daher jedenfalls äußerlich sichtbare

Schäden erkennen können'

Der Anspruch der Klägerin ist auch nicht durch ein etwaiges

MiwersÄulden der Klägerin reduziert oder ausgeschlossen'

Nach der Rechtsprechung des BGH ist ein Miwerschul-

den denkbar wegen unterlassener \Tertdeklaration oder

wegen fehlenden Hinweises auf einen (bei Verlust) drohen-

dei ungewöhnlich hohen Schaden (vgl' dazu etwa Urt' v'

1i.09.2"008, I ZR 118/06, tanspR 2008, 362, ziriert nach

juris, Tz. 18 ff.). Ein ungewöhnlich hoher Schaden droht

.*", *.rrt der \7ert eines Pakets ewva den zehnfachen Be-

trag der Haftungshöchstgrenze ausmacht !BGH' Urt' v'

:0."0 t . ZOOS, I ZR 1 65 I 0 4: TtanspR 2008, 122, iuris-Tz' 33)'
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straße Entscheidungen

Ein Miwerschulden kann auch vorliegen, wenn dem Fracht-

führer qualifiziertes Verschulden vorzuwerfen ist.

Ein Miwerschulden kommt aber schon deswegen nicht in

Betracht, weil die Klägerin der BekJagten den \7ert der \fas-
serkraftanlage mitgeteilt hat. Auf die Differenzierung zwi-

schen unterlassener \flertdeklaration und fehlendem Hinweis

auf einen drohenden ungewöhnlich hohen Schaden kommt

es daher gar nicht an, ebenso wenig auf erwaige Kausalitäts-

fragen.

Es ist zwischen der Beklagten und der Klägerin in 2. Instanz

unstreitig geworden, dass die Beklagte die als Anlage K 1!
eingereichte E-Mail nebst Zollpapieren übersandt hat (vgl'

S. 6 des Schriftsatzes der Beklagten vom 27.01.2025)' Die

beigefiigten Unterlagen entsprachen nach dem .Schriftsatz

d.r-Klageri.t vom 26.02.2024 (dort S. 3) denen, die als An-
lage K l5 eingereicht worden sind und enthielten insbeson-

däe die HanJelsrechnung über 29.000 €. Dazu konnte die

Beklagte in l. Instanz nicht mehr Stellung nehmen, sie hat

dies aler - wie ausgeführt - in 2. Instanz nicht bestritten'

Damit steht fest, dass die Klägerin der Beklagten den \fert
der \Vare mitgeteilt hat.

Die Mitteilung ist auch an die richtige Person erfolgt. Auf
die von den Nebenintervenientinnen zu i) und 2) und der

Beklagten aufgeworfene Frage, ob es eine Tiennung zwisch-en

VersaÄdabteil,tng ,rnd Zollabteilung gibt und was dies für

Folgen hat, kommt es dabei nicht an. Es ist davon auszuge-

h.ri dasr bei der Beklagten Frau S G für den Versand zustän-

dig war. Das folgt daraus, dass der Versandauftrag (Anlage K

3)in die Beklagie ozu Hd. Frau S Gn erteilt worden ist' Aber

auch die Üb..tend,r.tg der Zollpapiere ist an Frau G erfolgt,

wie sich aus der als Anlage K 14 eingereichten E-Mail ergibt'

Die Information über den \fert des tansportguts war auch

rechtzeitig. Der Hinweis muss nicht zwangsläufig vor Ver-

tragsschluss erfolgen. Der Hinweis muss aber lo rechtzei-

tiglrfolgen, dass der Frachtführer noch im normalen Ge-

,Äaft."Ül",tf eine Entscheidung darüber treffen kann, ob

er angesichts des \7erts des Tlansportguts den Frachwertrag

überliaupt ausführen will, und dass er - falls er sich für die

Ausführung entscheidet - die norwendigen besonderen Si-

cherungsmaßnahmen ergreifen kann (vgl. BGH' Urt' v'

ß .06.1012, I ZR 87 I 11 , TianspR 2012, 463, zitiert nach

jvis,Tz.26 f.).

Hier sind die Zollunteriagen mitAnlage K74am0l'06'2022
um 08.07 Uhr übersandt worden (mit Ankündigung, dass

dies erfolgen würde, einen Täg zuvor). Die Ladung soll-

te 
"ur*eislich 

des Versandauftrages (Anlage K 3) zwischen

8.00 und 15.00 Uhr erfolgen. \7ann die -ü/are tatsächlich

verladen worden ist, ist nicht vorgetragen. Der Senat geht

davon aus, dass die tWare erst gegen 15.00 Uhr übernommen

worden ist. In der Statusliste Anlage B 1 beginnen die Ein-

uagungen zum Ort ,806n (das ist nach dem oben Gesagten

d^r*O.pot der Beklagten) etwa gegen 15.00 Uhr- Soweit die

Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) auf S. 2 des Schrifc-

satzes vom 26.02.2025 ausgeführt haben, sie gingen davon

aus, dass die Beklagte den Sammel-Lkw bereits um 06'00

Uhr aufTour gesandt habe' besagt das nichts darüber, wann

die \Vare tatsächlich bei der Versicherungsnehmerin der Klä-

gerin abgeholt worden ist. Soweit der Vortrag der Nebenin-

iervenientinnen im \üiderspruch zum Vortrag der Beklagten

(die sich auf die von ihr eingereichten Statuslisten bezogen

hat) steht, wäre dies ohnehin unbeachtlich.

Die Beklagte hatte zwischen 8:07 Uhr und 15:00 Uhr knapp

7 Stunden Zeit, tm auf die 'Wertangabe in den Zolldoku-

menten zu reagieren. Dies hätte ausgereicht, um sich zu ent-

scheiden, den Thansport abzulehnen. Dies hätte aber auch

ausgereicht, um dafür Vorsorge zu treffen, ggf. die Sicher-

heiÄvorkehrungen bei ,securiry-sendungenu, wie sie die

Nebetnintervenientinnen zu 1) und 2) im Schriftsatz vom

13.I2.2023 aufzählen (wobei die Beklagte diesen Vortrag

ausdrücklich bestritten hat, vgl. S.8 der Berufungserwide-

rung vom 14.01.2025), durchzuführen. Es waren in den De-

pots nach diesem Vortrag keine aufwendigen Veränderungen

.,orr,rn.hmett, sondern nur vorhandene Einrichtung€n zu

nutzen.

Der zweite Miwerschuldensvorwurf betrifft die (fehlende)

Kennzeichnung nach Art. 17 CMR' Diesen Vorwurf erhebt

die Beklagte erstmais in 2. Instanz. Dieser neue Vortrag ist

nicht zu berücksichtige n, weil die Voraussetzungen des S 531

Itbs. 2 ZPO nicht vorliegen. Es wäre der Beklagten durchaus

möglich gewesen, diesen Vortrag bereits in 1. Instanz vorzu-

bririgen. bi. B.kl"gt. beruft sich darauf, dass entsprechen-

d., Vortrrg in l lnstanz nicht entscheidungserheblich ge-

wesen sei. biese Begründung ist aber nicht ausreichend' Ob

es auf diesen Vortrag ankommen würde oder nicht, war zu-

nächst nicht absehbar. Die Beklagte musste damit rechnen,

dass die Klägerin mit ihrer Auffassung, es läge qualifiziertes

Verschulden der Beklagten bzw. ihrer Leute vor, durchdrin-

gen würde. Für diesen Fall musste sie alle Gesichtspunkte

iorbringen, die für die Klagverteidigung von Bedeutung wa-

ren. Die Parteien sollen zwar nicht gezwungen sein, in erster

Instanz vorsorgiich auch solche Angriffs- und Verteidigungs-

mittel vorzutÄgen, die vom Standpunkt des erstinstanzli-

chen Gerichts aus erkennbar unerhebiich sein' Das bedeutet

aber nicht, dass eine in erster Instanz siegreiche Partei stets

berechtigt wäre, sich in der Berufungsinstanz aufzuvor nicht

geltend ge-achte Gegenrechte zu stützen. Der Zulassungs-

!t,r"d d., S 531 Abs. 2 Sarzl Nr.2 ZPO kommt nämlich

ärr, ,u^ Tlagen, wenn ein Gesichtspunkt enrweder von al-

len Verfahrensbeteiligten übersehen worden ist oder wenn

das Gericht erster Instanz schon vor Erlass seines Urteils zu

erkennen gegeben hat, dass es einen bestimmten Gesichts-

punkt für unerheblich erachtet. Das folgt daraus, dass S 531

Äbr. 2 S",, 1 Nr. I ZPO nur unter der weiteren, ungeschrie-

benen Voraussetzung Anwendung findet, dass die (objektiv

fehlerhafte) Rechtsansicht des Gerichts den erstinstanzlichen

Sachvortrag der Partei beeinflusst hat und daher, ohne dass

deswegen ein Verfahrensfehler gegeben wäre, mitursächlich

dafür geworden ist, dass sich Parteivorbringen in da's Be-

rufungiverfahren verlagert (vgl. BGH, Urt. v' 30'06'2006'

V ZR 148105, NJ\7-RR 2006, 1292, zitiert nach juris' Tz'

16f.; BGH, Beschl. v. 11.07-2024, V ZR 164123, ZInsO

2024,2378, zitiert nach juris, Tz. 8; Wulf, in: BeckOK ZPO,

55. Ed., S 531, Rn. 16). Das Landgericht hat sich vor dem

Termin vom26.01.2024 in keiner'Weise dazu geäußert, wel-

che Rechtsauffassung es einer Entscheidung zugrunde legen

würde, so dass die Beklagte aufgrund eines solchen Hinwei-

ses nicht davon ausgegangen sein kann, nicht weiter vortra-

gen zu müssen. Auch aus den ergebnisofFenen Hinweisen

Im Termin vom 26'07.2024 etgibt sich keine abschließen-

de Rechtsauffassung des Landgerichts. Das Landgericht hat

"f'ransnR 6 2.(\25
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Entscheidungen Andere Rechtsfragen

sogar Geiegenheit gegeben, ax Frage des Miwerschuldens

*.ir., ,rorr,r,ragen (worauf es nur bei der Annahme einer

Haftung dem Grunde nach angekommen wäre)'

Ein Hinweis des Landgerichts auf die mögliche Verletzung

einer Kennzeichnungspflicht i.S.v. 1ut. 17 CMR war nicht

erforderlich. Es ist nicht Aufgabe des Gerichts' durch Fra-

gen oder Hinweise neue Anspruchsgrundlagen, Einreden

äder Anträge einzuführen, die in dem streitigen Vorbringen

der Parteien nicht zumindest andeutungsweise bereits eine

Grundlage haben (vgl. BT-Drucks. 1414722' S.77; OLG

Nürnberg, Urt. v. 16.10.2002, 4 U 1404102' OLGR Nürn-
berg2003, 377, zttiert nach juris, Tz. 20; uon Seile, BeckOK

ZPö, a.a.O., S 139, Rn. 15; Fritsche, in: Münchener Kom-

mentar zv ZPO,7. Aufl'., S 139, Rn. 10). Das Gericht hat

keine allgemeine Beratungs- oder gar Fürsorgepflicht (vgl'

BGH, Urt. v. 16.07.1999,V ZR 56198' NJ\f 1999, 2890'

zitiert nach juris, Tz. 17). Dass sich die Beklagte möglicher-

weise auf eine fehlende Kennzeichnung berufen würde, ließ

sich dem erstinstanzlichen Vortrag auch nicht andeutungs-

weise entnehmen. Es liegt daher auch kein Verfahrensfehler

in 1. Instanz vor.

Allerdings ist neuer Tätsachenvortrag in der Berufungsinstanz

zu berücksichtigen, wenn er unstreitig ist (vgl. BGH, Urt' v'

18.1l.2004,IXZR229|03,BGHZ 161, 138, zitiert nach ju-

ris, l.s. und Tz. 11 tr). Der Vortrag der Beklagten, es sei keine

ausreichende Kennzeichnung des Tiansportguts erfolgt, ist aber

gerade streitig. Der neue Vortrag im Schriflsatz der Beklagten

vom 14.01.2025 ist erst kurzvor demTermin vom23'0L2025

erfolgt. Der Klägerin ist im Termin vom 23.0I.2025 GeIe'

genh.it gegeben worden, zum Schriftsatz der Beklagten vo.m

1 q.O Lz)Zi bis zum 27 .02.2025 Stellung zu nehmen. Die KIä-

gerin hat hiervon mit Schriftsatz vom 20'02.2025 Gebrat:ch

[.-".ht und ausdrücklich vorgetragen, dass sie ein Versandla-

6el @nlage K 16) an der \Vare befestigt habe. Der Vortrag der

Beklagten ist also nicht unstreitig.

Im Übrigen ist der Senat der Auffassung, dass selbst dann,

wenn die Klagerin das TransPortgut nicht so, wie von ihr vor-

getragen, gekennzeichnet hätte, ein etwaiges Miwerschulden

iurt&tt.t..t würde. Eine oungenügende Kennzeichnungu

i.S.v. Art. 17 Abs. 4 Buchst. e) ist zwar auch eine unzurei-

chende o der fals che Emp fängerbezeichnun g (v gl. Jes s er - Hull,

in: Münchener Kommentat 5. Aufl., Art. 17 CMR' Rn' 87)'

Die Bezeichnung des Empfängers (die grundsätzlich gem'

Art. 6 CMR im Frachtbrief enthalten sein muss) ist hier im

Versandauftrag (Anlage K 3) erfoigt' Die Bezeichnung war

auch richtig. \fl.rtn di. Anschrift nicht auf einem Aufldeber

an der Maschine selbst vermerkt gewesen wäre (den Vortrag

der Beklagten unterstellt), hätte die Beklagte dies bei einer

Prüfung auch leicht feststellen können. Nach Auffassung

des Senats ist es in erster Linie Sache des Frachtfi-rhrers, der

weiß, wohin er ein Tiansportgut liefern muss, das Tiand-

portgut so zu kennzeichnen, dass er das Gut beim richtigen

EmpPinger abliefern kann. Es gab nur dieses eine Transport-

g,-,,, d., ,tott der Beklagten transpol'tiert werden sollte' Es ist

auch nicht zu einer Verwechslung gekommen. Es handelte

sich auch nicht um ein ,normalesu Paket, sondern um eine

sehr markante Anlage. In einer E-Mail der Beklagten vom

30.08.2022 (Anlage B 8) heißt es: uEs handelt sich bei dieser

Sendung um eine blaue \flasserturbine auf eine Europaiette

mit ausieckrahmen, also eigentlich eine markante Sendung

die sehr leicht zu identifizieren istu. 'Wenn man eine solche

\Vare sucht, dürfte sie auch dann ohne Probleme zu identi-

fizieren sein, wenn sich kein Versandiabel an der S(are be-

6ndet.

Soweit sich die Nebenintervenientinnen zu 1) und 2) auf

Verjährung berufen, stellt sich diese Problematik im vor-

liegenden Fall gar nicht. Im Rahmen der Höchsthaftung

(itr.23 CMR) hat bereits eine Regulierung stattgefunden'

Der streitgegenständliche Anspruch, der über die gewichts-

bezogene Hö.hsth"ftu.tg hinausgeht, besteht üb-erhaupt nur,

*..rn di. Vot"ussetzungen des Art. 29 CMR vorliegen' Dann

beträgt die Verjährungsfrist nach ful32 Abs. I Satz 2 CMR

drei Jähre. Hier sollte d.r Ti"ntpott v. 0 1 . bis 07 .108 '06 '2022
stattfinden (vgl. Anlage K 3). Die Klage ist am 01'08'2023

zugestellt *oid.tt. Die drei Jahre waren bei Klagerhebung

damit nicht vorbei.

Der Zinsanspruch beruht auf fut. 27 Abs. l ZPO [Anm' d'

Red: richtig wohl ,CMR"I. Die Beklagte und die Neben-

intervenienlinnen haben den Vortrag der Klägerin, die Re-

klamation sei am 27.07.2022 erfolgt (S. 5 der Klagschrift),

nicht bestritten. Die Beklagte hat zwar pauschal den Zins-

anspruch bestritten, aber nicht ausgeführt, was sie eigentlich

konk .t bestreiten will, so dass das Bestreiten unerheblich ist'

Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

Andere Rechtsfragen

Eine Vollmachtkette zu( Prozessvoll-
macht ist lückenlos in der Form des

5 80 ZPO nachzuweisen

5 B0 ZPO

Gem. 5 8O Satz 1 ZPO ist die Vollmacht schriftlich zu den

Gerichtsakten einzureichen. Wurde die Prozessvollmacht

nicht unmittelbar von der Partei bzw. deren gesetzli-

chem Vertreter erteilt, muss die Vollmachtkette lücken-

los in der Form des S BO ZPO nachgewiesen werden'

Dabei muss grundsätzlich auch die behauptete General-

vollmacht eines Bevollmächtigten zu den Gerichtsakten
gegeben werden. Der Nachweis der schriftlichen Voll-

macht kann nur durch Einreichung der Originalurkunde -
gegebenenfalls in beglaubigter Form - geführt werden,

die Vorlage von Kopien oder ein urkundlicher Nachweis

irgendwelcher Art genügen nicht.

BGH, Beschl. v. 23.01 .2024 - Vl ZB 88/21

ECLI : DE: B GH:2024:230 l24BtWZB88.2 1.0

(vorgehend: OLG München, Beschl. v- 30.06.2021 - 1 U
2144120: LG München I, Entscheidungv.03.03'2020 - 5

o 13932117)

I.

[1] Die Klägerin ist eine vermögenslose Gesellschaft por-

tugiesischen R..ht. mit Sitz auf der Insel Madeira' Sie be-

; 1,,.: i:',::' l. ;:; ..1 : .:. :,198


